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42 Bekanntmachung gemäß § 10 
des Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG)

Bezirksregierung Münster 48147 Münster, 23.02.2018
52-500-0211802/0024.V Domplatz 1-3
 poststelle@brms.nrw.de

Firma RETERRA West GmbH & Co. KG, Brink 37 c,  
48653 Coesfeld
Die Firma RETERRA West GmbH & Co. KG, Brink 37 
c, 48653 Coesfeld, hat die Änderungsgenehmigung zur we-
sentlichen Änderung, des gemäß BImSchG genehmigten 
Kompostwerkes in Coesfeld (Gemarkung Kirchspiel, Flur 
27, Flurstück 220) beantragt.

Gegenstand des Antrages ist die Erweiterung des Kom-
postwerkes mit Teilstromvergärung in Coesfeld um eine 
Gärprodukttrocknung. Die Anlage soll nach Änderungs-
genehmigung errichtet und betrieben werden.

Der für Mittwoch, den 21.03.2018 um 10.00 Uhr, im Be-
sprechungsraum der RETERRA, Brink 37 c, 48653 Coes-
feld, vorgesehene Erörterungstermin findet nicht statt, da 
gegen das beantragte Vorhaben keine Einwendungen inner-
halb der Einwendungsfrist erhoben wurden.

Im Auftrag
gez. Dagmar Egemann

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2018 S. 69

43 Bekanntmachung der Teilrücknahme der 
Nebenbestimmung A.IV.5.1.4 des immissions-
schutzrechtlichen Genehmigungsbescheides 
vom 19.01.2017 zur Errichtung und Betrieb des 
Steinkohlekraftwerks Datteln 4 

Bezirksregierung Münster Münster, den 23.02.2018 
500-0915123/0021.V Domplatz 1-3, 48143 Münster 
 dez53@brms.nrw.de

Die Bezirksregierung Münster hat mit Bescheid vom 
23.02.2018 die Nebenbestimmung A.IV.5.1.4 zur Fest- 
legung eines Emissionsgrenzwertes als Jahresmittelwert 
von 0,002 mg/m3 für den Parameter Quecksilber und 
seine Verbindungen, angegeben als Quecksilber (Hg), 
des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsbeschei-
des vom 19.01.2017 zur Errichtung und zum Betrieb des 
Steinkohlekraftwerks Datteln 4 zurückgenommen.

Der Teilrücknahmebescheid enthält folgenden verfügenden 
Teil:

„1. Hiermit wird die Nebenbestimmung A.IV.5.1.4 
des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsbe-
scheides vom 19.01.2017 zur Errichtung und zum 
Betrieb eines Steinkohlekraftwerks in Datteln (Az.: 
500-53.0011/15/0915123/0021.V) mit Wirkung für die 
Vergangenheit zurückgenommen.
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I.	 Aufsichtsbehördliche Genehmigung

Die Bezirksregierung Münster hat mit Bescheid vom 
21.02.2024 folgende Entscheidung getroffen:

„Die vom Ausschuss des Wasser- und Bodenverbandes 
„Obere Berkel“ in seiner Sitzung vom 26. März 2019 be-
schlossene Neufassung der Satzung wird gemäß § 58 Abs. 2 
des Gesetzes über Wasser- und Bodenverbände (Wasserver-
bandsgesetz - WVG) genehmigt.“

II.	� Satzung des Wasser- und Bodenverbandes „Obere 
Berkel“ in der Neufassung vom 26. März 2019

Gemäß § 58 Abs. 2 WVG in der z. Zt. gültigen Fassung, 
wird die Satzung des Wasser- und Bodenverbandes „Obere 
Berkel“ vom 23.06.1994 auf Beschluss des Verbandsaus-
schusses vom 26. März 2019 wie folgt geändert:

Satzung 
des Wasser- und Bodenverbandes 

„Obere Berkel“
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§ 1 
Name, Sitz, Rechtsform

(1)	�Der Wasser- und Bodenverband führt den Namen Was-
ser- und Bodenverband „Obere Berkel“.

(2)	Er hat seinen Sitz in Billerbeck, Kreis Coesfeld.

(3)	�Der Verband ist eine Körperschaft des öffentlichen 
Rechts im Sinne des Gesetzes über Wasser- und Bo-
denverbände (Wasserverbandsgesetz vom 12.02.1991 
- BGBl. I S. 405) in der jeweils geltenden Fassung. Er 
dient dem öffentlichen Interesse und dem Nutzen seiner 
Mitglieder. Er verwaltet sich im Rahmen des Gesetzes 
selbst.

§ 2 
Verbandsgebiet

(1)	�Das Verbandsgebiet umfasst das oberirdische Einzugs-
gebiet der oberen Berkel in den Städten Billerbeck, 
Coesfeld und Dülmen und der Gemeinde Nottuln von 
der Quelle oberhalb der Ortslage Billerbeck bis zur 
Bahnlinie Coesfeld – Münster.

(2)	�Die Grenze des Verbandsgebietes ergibt sich aus der als 
Anlage zur Satzung beigefügten Übersichtskarte.

§ 3 
Aufgaben

Der Verband hat zur Aufgabe:

1.	� Gewässer 2. Ordnung und sonstige Gewässer im Sinne 
des Wassergesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
(Landeswassergesetz -LWG-) in der jeweils gelten-
den Fassung in Verbindung mit § 39 des Gesetzes zur 
Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz 
-WHG-) in der jeweils geltenden Fassung zu unterhal-
ten,

2.	� Gewässer 2. Ordnung und sonstige Gewässer auszu-
bauen einschließlich naturnahem Rückbau und Unter-
haltung von Gewässern, soweit schädliche Gewässer-
veränderungen gemäß dem Wasserhaushaltsgesetz es 
erfordern und nicht schon eine Pflicht zum Ausgleich 
der Wasserführung besteht, die bei den zuständigen Ge-
bietskörperschaften verbleibt,

3.	� die Zusammenarbeit zwischen Landwirtschaft und Was-
serwirtschaft im Rahmen der Gewässerunterhaltung und 
des -ausbaus zu fördern und den Gewässer-, Boden- und 
Naturschutz fortzuentwickeln,

4.	� Flächen, Anlagen und Gewässer gegen Kostenerstattung 
zum Schutze des Naturhaushaltes, des Bodens und für 
die Landschaftspflege herzurichten, zu erhalten und zu 
pflegen.

§ 4 
Unternehmen, Plan

(1)	�Unternehmen des Verbandes sind alle Maßnahmen, Ar-
beiten und Ermittlungen, die der Erfüllung seiner Auf-

gaben an den Gewässern 2. Ordnung und sonstigen Ge-
wässern, Grundstücken und Anlagen dienen.

(2)	�Der Umfang der Unternehmen ergibt sich aus dem Plan 
(Beschreibung, Zeichnung, Nachweis etc.) der jeweili-
gen Aufgabe.

§ 5 
Mitgliedschaft, Mitgliederverzeichnis

(1)	Mitglieder des Verbandes sind:

	 1.	�Gruppe A (Erschwerer): Die Eigentümer und Erb-
bauberechtigten von Grundstücken und Anlagen, die 
die Unterhaltung über die bloße Beteiligung am natür-
lichen Abflussvorgang hinaus erschweren.

	 2.	�Gruppe B (Gewässereigentümer und Anlieger): Die 
Gewässereigentümer, die Erbbauberechtigten und die 
Anlieger der vom Verband zu unterhaltenden Gewäs-
ser 2. Ordnung und der sonstigen Gewässer und Ufer-
grundstücke.

	 3.	�Gruppe C (Gemeinden und Städte): Die Gemeinde 
Nottuln und die Städte Billerbeck, Coesfeld und Dül-
men mit ihren im Verbandsgebiet liegenden Flächen 
als seitliches Einzugsgebiet der zum Verbandsgebiet 
gehörenden Gewässer.

(2)	�Die auf die jeweiligen Gruppenmitglieder gemäß Abs. 1 
entfallenden Mitglieder werden in einem Mitgliederver-
zeichnis geführt.

§ 6 
Verbandsorgane

Der Verband hat einen Verbandsausschuss und einen Ver-
bandsvorstand.

§ 7 
Zusammensetzung und Wahl des Ausschusses

(1)	�Der Verbandsausschuss hat 11 Mitglieder, die ehrenamt-
lich tätig sind.

	 1.	Gruppe A		  1 Mitglied
	 2.	Gruppe B 		  5 Mitglieder
	 3.	Gruppe C		  5 Mitglieder

In der Gruppe C entfallen auf

-	 die Stadt Billerbeck 2,
-	 die Stadt Coesfeld 2 und
-	 die Gemeinde Nottuln 1 Mitglied.

	 Eine persönliche Stellvertretung findet nicht statt.

(2)	�Die Verbandsmitglieder wählen die Mitglieder des Ver-
bandsausschusses mit Ausnahme der Ausschussmitglie-
der und des stellvertretenden Mitglieds der Gruppe C, 
die von der jeweiligen Stadt oder Gemeinde benannt 
werden. Die auf die Gruppen A und B entfallenden 
Mitglieder werden jeweils aus deren Mitte gewählt. Für 
diese beiden Gruppen ist ein Ersatzmitglied zu wählen. 
Vorstandsmitglieder können nicht dem Ausschuss ange-
hören.

(3)	�Der Vorsteher lädt die wahlberechtigten Verbandsmit-
glieder der Gruppen A und B durch Bekanntmachung 
nach § 32 der Satzung mit mindestens einwöchiger Frist 
zur Ausschusswahl. Ferner ist die Aufsichtsbehörde zu 
laden. Die Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht 
auf die Zahl der anwesenden Verbandsmitglieder be-
schlussfähig. Hierauf ist in der Bekanntmachung der 
Einladung hinzuweisen.

(4)	Der Vorsteher leitet die Wahl.

(5)	�Jedes an der Wahl teilnehmende Mitglied hat eine Stim-
me.

98



Amtsblatt für den Regierungsbezirk Münster 99

(6)	� Miteigentümer und um das Grundeigentum streitende 
Personen sind stimmberechtigt. Sie können ihr Stimm-
recht nur einheitlich ausüben.

(7)	� Jedes Verbandsmitglied der Gruppe der Gruppen A 
und B hat das Recht, selbst oder durch einen von ihm 
zu bevollmächtigenden Vertreter mitzustimmen. Der 
Vorsteher kann die Vorlage einer schriftlichen Voll-
macht fordern.

(8)	� Die Wahl erfolgt durch Handzeichen. Auf Antrag eines 
Mitgliedes erfolgt die Wahl durch geheime Abstim-
mung.

(9)	� Gewählt ist, wer die Mehrheit der abgegebenen, gül-
tigen Stimmen der anwesenden Verbandsmitglieder 
erhält. Bei der Ermittlung der Anzahl der Stimmen 
werden Enthaltungen und ungültige Stimmen nicht 
mitgezählt. Kommt eine Mehrheit nicht zustande, so 
ist ein zweiter Wahlgang durchzuführen. Bei erneuter 
Stimmengleichheit entscheidet das vom Vorsteher zu 
ziehende Los.

(10)	� Über die Wahl ist eine Niederschrift anzufertigen. Die-
se ist vom Vorsteher und einem Teilnehmer zu unter-
schreiben zu den Akten zu nehmen. Eine Durchschrift 
erhält die Aufsichtsbehörde. 

§ 8 
Amtszeit der Ausschussmitglieder

(1)	� Die Amtszeit des Verbandsausschusses beträgt fünf 
Jahre. Sie endet jeweils am 31. Dezember des fünften 
Jahres nach der Wahl.

(2)	� Ausscheidende Mitglieder bleiben bis zum Amtsantritt 
der neuen Mitglieder im Amt.

(3)	� Scheidet ein Ausschussmitglied vor Ablauf der Amts-
zeit aus, so tritt das für diese Gruppe gewählte Ersatz-
mitglied für den Rest der Amtszeit an dessen Stelle.

(4)	� Scheidet ein Stellvertreter aus, so ist für die Gruppen 
A und B ein neuer Stellvertreter von der Mitglieder-
versammlung zu wählen, für die Gruppe C ist er zu 
benennen. Scheidet ein Ausschussmitglied und des-
sen Stellvertreter aus den Gruppen A und B aus, ist 
in einer außerordentlichen Mitgliederversammlung 
eine Neuwahl für beide Ämter durchzuführen. Für die 
Gruppe C erfolgt in diesem Fall eine Neubenennung.

§ 9 
Zuständigkeit des Verbandsausschusses

(1)	� Der Verbandsausschuss ist für alle Angelegenheiten 
des Wasser- und Bodenverbandes zuständig, soweit in 
dieser Satzung nicht etwas anderes bestimmt ist. Dem 
Ausschuss obliegt insbesondere:

	 1.	� Wahl und Abberufung der Vorstandsmitglieder so-
wie ihrer Stellvertreter,

	 2.	� Beschlussfassung über die Änderung des Unter-
nehmens, des Planes oder der Aufgaben sowie 
über die Grundsätze der Geschäftspolitik,

	 3.	� Beschlussfassung über die Satzungsänderung und 
die Auflösung des Verbandes,

	 4.	 Wahl der Schaubeauftragten,

	 5.	� Festsetzung des Haushaltsplanes sowie des Nach-
tragshaushaltsplanes und der Veranlagungsrichtli-
nien,

	 6.	 Aufnahme von Darlehen,

	 7.	� Festsetzung der Art und der Höhe der zu erheben-
den Beiträge,

	 8.	 Entlastung des Vorstandes,

	 9.	� Festsetzung von Grundsätzen für Dienst- und An-
stellungsverhältnisse, Aufwandsentschädigungen 
und von Vergütungen für Vorstandsmitglieder und 
Mitglieder des Verbandsausschusses,

	 10.	� Beschlussfassung über Rechtsgeschäfte zwischen 
Vorstandsmitgliedern und dem Verband,

	 11.	� Entscheidung über die Durchführung eines Klage-
verfahrens,

	 12.	� Vergabe von Arbeiten, soweit nicht die Zuständig-
keit des Vorstandes gegeben ist,

	 13.	 Delegation von Aufgaben an einen Förderverband.

(2)	� Der Ausschuss kann unbeschadet seiner Rechte nach 
§ 9 Abs. 1 einzelne Entscheidungen seines Zuständig-
keitsbereiches auf den Vorstand oder den Verbandsvor-
steher übertragen.

§ 10 
Sitzung des Ausschusses

(1)	� Der Verbandsvorsteher beruft den Verbandsausschuss 
nach Bedarf, mindestens jedoch einmal im Jahr ein. Un-
abhängig hiervon ist auf Antrag von 1/3 der Ausschuss-
mitglieder vom Vorsteher eine Sitzung einzuberufen.

(2)	� Der Vorsteher lädt die Ausschussmitglieder und die 
Aufsichtsbehörde mit mindestens einwöchiger Frist zu 
den Sitzungen und teilt die Tagesordnung mit. In drin-
genden Fällen bedarf es keiner Frist; in der Ladung ist 
darauf hinzuweisen. 

(3)	� Wer an der Teilnahme verhindert ist, teilt dies unver-
züglich dem Stellvertreter seiner Gruppe mit. Der Ver-
bandsvorsteher ist ebenfalls zu benachrichtigen.

(4)	� Die Sitzungen sind nicht öffentlich. Der Verbandsvor-
steher kann die Öffentlichkeit herstellen, wenn die an-
wesenden Ausschussmitglieder nicht widersprechen.

(5)	� Der Vorsteher leitet die Sitzung des Ausschusses. Er hat 
kein Stimmrecht.

(6)	� Der Vorsteher unterrichtet den Vorstand über das Ergeb-
nis der Ausschusssitzung.

(7)	� Vorstandsmitglieder dürfen an der Ausschusssitzung 
teilnehmen. Sie haben Rederecht.

§ 11 
Beschlüsse im Ausschuss

(1)	� Der Ausschuss fasst seine Beschlüsse mit der einfachen 
Mehrheit der gültigen Stimmen der anwesenden Aus-
schussmitglieder. Beschlüsse

	 1.	 gemäß § 74 LWG NRW und

	 2.�	� zu Ausbaumaßnahmen, die einer Plangenehmigung 
oder Planfeststellung bedürfen und ein voraussicht-
liches Kostenvolumen von mehr als 50.000 w um-
fassen, 

	 bedürfen der Mehrheit von 2/3 der gültigen Stimmen.

(2)	� Jedes Mitglied hat nur eine Stimme. Bei der Ermittlung 
der Anzahl der gültigen Stimmen werden Enthaltungen 
und ungültige Stimmen nicht mitgezählt.

(3)	� Der Ausschuss ist beschlussfähig, wenn mehr als die 
Hälfte der Mitglieder anwesend ist und form- und frist-
gerecht geladen wurde. Ohne Rücksicht auf die Zahl der 
anwesenden Ausschussmitglieder ist er beschlussfähig, 
wenn bei der Ladung mitgeteilt wurde, dass ohne Rück-
sicht auf die Zahl der anwesenden Ausschussmitglieder 
beschlossen wird.

(4)	� Die Beschlüsse sind in einer Niederschrift festzuhalten, 
die vom Vorsteher und einem Ausschussmitglied zu un-
terschreiben ist. Eine Durchschrift erhält die Aufsichts-
behörde.
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Form des Satzes zwei. Ist eine Erklärung gegenüber 
dem Verband abzugeben, ist sie dem Verbandsvorsteher 
oder dessen Stellvertreter gegenüber auszusprechen. 
Hat der Verband einen Geschäftsführer, kann sie auch 
ihm gegenüber abgegeben werden.

(3)	� Der Verbandsvorsteher übt die Dienstaufsicht über die 
Bediensteten des Verbandes aus, einschließlich ihrer 
Einstellung und Entlassung. Einstellung und Entlas-
sung bedürfen der Zustimmung des Vorstandes.

(4)	� Alle einfachen Geschäfte der laufenden Verwaltung 
gelten im Namen des Ausschusses bzw. des Vorstan-
des als auf den Verbandsvorsteher übertragen, soweit 
nicht der Ausschuss oder der Vorstand sich für einen 
bestimmten Kreis von Geschäften der laufenden Ver-
waltung oder für einen Einzelfall die Entscheidung vor-
behalten.

(5)	� Der Vorsteher unterrichtet den Vorstand in angemesse-
nen Zeitabständen und den Ausschuss mindestens ein-
mal im Jahr über seine Geschäfte.

(6)	� Der Vorsteher beruft nach Bedarf, mindestens aber alle 
fünf Jahre, eine Mitgliederversammlung ein, um die 
Verbandsmitglieder über die Angelegenheiten des Ver-
bandes zu unterrichten.

(7)	 Der Vorsteher hat insbesondere die Aufgabe,

	 1. �Aufträge zur Erfüllung der Aufgaben nach § 3 bis zur 
Höhe von 2.500 w zu vergeben,

	 2. �Beschlüsse des Verbandsausschusses und des Ver-
bandsvorstandes auszuführen,

	 3. Beitragsbescheide zu erlassen,

	 4. Säumniszuschläge zu erheben,

	 5. ein Mitgliederverzeichnis zu führen.

§ 16 
Sitzungen des Vorstandes

(1)	� Der Vorsteher lädt die Vorstandsmitglieder mit mindes-
tens einwöchiger Frist zu den Sitzungen und teilt die 
Tagesordnung mit. In dringenden Fällen bedarf es kei-
ner Frist. In der Ladung ist darauf hinzuweisen. Zu den 
Sitzungen ist auch die Aufsichtsbehörde einzuladen. 

(2)	� Wer an der Teilnahme verhindert ist, teilt dieses unver-
züglich seinem Stellvertreter mit. Der Verbandsvorste-
her ist ebenfalls zu benachrichtigen.

(3)	� Die Sitzungen sind nicht öffentlich. Der Verbandsvor-
steher kann die Öffentlichkeit herstellen, wenn die an-
wesenden Vorstandsmitglieder nicht widersprechen.

(4)	� Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens 2/3 
seiner Mitglieder anwesend sind und form- und frist-
gerecht geladen wurde. Ohne Rücksicht auf die Zahl 
der anwesenden Vorstandsmitglieder ist er beschlussfä-
hig, wenn zum zweiten Mal wegen derselben Tagesord-
nungspunkte geladen wurde oder wenn bei der Ladung 
wegen der Dringlichkeit der Entscheidung mitgeteilt 
worden ist, dass ohne Rücksicht auf die Zahl anwesen-
den Vorstandsmitglieder beschlossen werden kann.

(5)	� Der Vorstand beschließt mit einfacher Mehrheit der 
gültigen Stimmen der anwesenden Vorstandsmitglie-
der. Jedes Vorstandsmitglied hat eine Stimme. Bei 
Stimmengleichheit gibt die Stimme des Verbandsvor-
stehers den Ausschlag.

(6)	� Über die Sitzung des Vorstandes ist eine Niederschrift 
zu fertigen, die mindestens enthalten muss:

	 1.	 Tag und Ort der Sitzung,

	 2.	 Namen der anwesenden Mitglieder,

	 3.	 Wortlaut der gefassten Beschlüsse.

§ 12 
Zusammensetzung und Wahl des Vorstandes

(1)	� Der Verbandsvorstand besteht aus einem Verbandsvor-
steher, seinem Stellvertreter und 6 weiteren Vorstands-
mitgliedern.

(2)	� Die Vorstandsmitglieder werden vom Verbandsaus-
schuss gewählt. Für die weiteren Vorstandsmitglieder 
sind persönliche Stellvertreter zu wählen. Ausschuss-
mitglieder können nicht zu Vorstandsmitgliedern ge-
wählt werden. Das Wahlergebnis ist der Aufsichtsbe-
hörde mitzuteilen.

(3)	 Die Vorstandsmitglieder sind ehrenamtlich tätig.

(4)	� Der Verbandsausschuss kann eine Regelung zu einer 
jährlichen Aufwandsentschädigung der Vorstandsmit-
glieder festlegen. Dies bedarf der Genehmigung der 
Aufsichtsbehörde. 

§ 13 
Amtszeit der Vorstandsmitglieder

(1)	� Die Vorstandsmitglieder werden für die Dauer von fünf 
Jahren gewählt. Die Amtszeit endet jeweils am 31. De-
zember des fünften Jahres nach der Wahl.

(2)	� Ausscheidende Vorstandsmitglieder bleiben bis zum 
Amtsantritt der neuen Mitglieder im Amt.

(3)	� Scheidet ein Vorstandsmitglied vor Ablauf der Amtszeit 
aus, tritt der für ihn gewählte Vertreter an seine Stelle. 
Für ihn ist ein neuer Stellvertreter zu wählen.

(4)	� Scheidet ein stellvertretendes Vorstandsmitglied aus, 
ohne dass das von ihm zu vertretende Vorstandsmit-
glied ausgeschieden ist, ist ein neuer Stellvertreter zu 
wählen.

§ 14 
Aufgaben des Vorstandes

(1)	� Der Vorstand erledigt alle Geschäfte, zu denen nicht 
durch Gesetz oder Satzung der Verbandsausschuss oder 
der Verbandsvorsteher verpflichtet sind. Dazu gehören 
insbesondere:

	 1.	 Aufstellung des jährlichen Unterhaltungsplanes,

	 2.	� Aufstellung von Übersichten gemäß § 74 LWG 
NRW,

	 3.	� Vergabe von Aufträgen bis zu 5.000 w für die Durch-
führung von Aufgaben gemäß § 3 der Satzung,

	 4.	� die Aufstellung des Haushaltsplanes und seiner 
Nachträge sowie der Jahresrechnung und der Veran-
lagungsrichtlinien,

	 5.	 Schadensersatzverfahren zu führen,

	 6.	� Entscheidungen über ein vor einem Klageverfahren 
durchzuführendes Rechtsmittelverfahren zu treffen,

	 7.	 Vorbereitung der Beschlüsse des Ausschusses.

(2)	� Der Vorstand kann Entscheidungen seines Zuständig-
keitsbereiches auf den Verbandsvorsteher übertragen.

§ 15 
Aufgaben des Verbandsvorstehers

(1)	� Der Verbandsvorsteher führt den Vorsitz im Vorstand 
und im Ausschuss, soweit geltendes Recht nicht eine 
andere Regelung vorsieht.

(2)	� Der Verbandsvorsteher vertritt den Verband gericht-
lich und außergerichtlich. Erklärungen, durch die der 
Verband verpflichtet werden soll, bedürfen der Schrift-
form; sie sind nach Maßgabe der für den jeweiligen Fall 
geltenden Regelung von dem oder den Vertretungsbe-
rechtigten zu unterzeichnen. Wird für ein Geschäft ein 
Bevollmächtigter bestellt, so bedarf die Vollmacht der 
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§ 17 
Haushaltsplan

(1)	� Für alle Einnahmen und Ausgaben des Verbandes ist 
für jedes Haushaltsjahr ein ausgeglichener Haushalts-
plan – jeweils für die einzelnen Aufgabenbereiche 
– aufzustellen. Bei Bedarf sind auch Nachtragshaus-
haltspläne aufzustellen. Der Haushaltsplan und seine 
Nachträge sind der Aufsichtsbehörde vorzulegen. Der 
Haushaltsplan bedarf hinsichtlich des Gesamtbetrages 
der vorgesehenen Kreditaufnahmen der Genehmigung 
der Aufsichtsbehörde.

(2)	 Haushaltsjahr ist das Kalenderjahr.

(3)	� Sämtliche Einnahmen des Verbandes dürfen, soweit sie 
keine andere Zweckbestimmung haben, nur verwendet 
werden, um die Ausgaben zu bestreiten und die Ver-
bindlichkeiten abzudecken.

(4)	� Nicht planmäßige Ausgaben, die im Haushaltsplan 
nicht oder noch nicht festgesetzt sind, können, sofern 
der Verband dazu verpflichtet ist oder wenn durch ei-
nen Aufschub erhebliche Nachteile zu befürchten sind, 
durch den Vorsteher angewiesen werden. Die Anwei-
sung ist vom Vorsteher und einem weiteren Vorstands-
mitglied zu unterzeichnen. Der Vorstand stellt für die 
nicht planmäßigen Ausgaben unverzüglich einen Nach-
tragshaushalt auf und legt ihn dem Ausschuss zur Be-
schlussfassung vor. Als Anlage ist dem Haushaltsplan 
eine Aufstellung über Rücklagen und eine Übersicht 
über den Schuldenstand des Verbandes beizufügen.

§ 18 
Rechnungslegung und Prüfung

(1)	� Der Vorstand stellt in der ersten Hälfte des neuen Haus-
haltsjahres die Jahresrechnung über alle Einnahmen 
und Ausgaben des vergangenen Rechnungsjahres ge-
mäß dem Haushaltsplan auf.

(2)	� Alle Rechnungen und Belege über Einnahmen und 
Ausgaben sind von zwei vom Ausschuss zu bestim-
mende Ausschussmitglieder zu überprüfen. Die zu be-
nennenden Ausschussmitglieder unterliegen dem Rota-
tionsprinzip. Jedes Ausschussmitglied darf höchstens 
in zwei aufeinander folgenden Jahren benannt werden.

(3)	� Die benannten Ausschussmitglieder haben das Prü-
fergebnis in einer Niederschrift festzuhalten und dem 
Ausschuss bekannt zu geben.

(4)	� Die abschließende Prüfung erfolgt durch eine vom 
Ausschuss zu benennende Prüfstelle.

(5)	� Die Prüfstelle ist mit folgender Prüfung zu beauftragen:

	 a)	 Einhaltung des Haushaltsplanes,

	 b)	� Inhalt und sachliche Begründung der Rechnungsbe-
träge,

	 c)	 Einhaltung der haushaltsrechtlichen Vorschriften,

	 d)	� Einhaltung der Vorschriften über Verwaltung und 
Nachweis des Vermögens und der Schulden.

(6)	� Die Prüfstelle leitet ihren Prüfbericht dem Vorsteher 
und der Aufsichtsbehörde zu.

§ 19 
Entlastung des Vorstandes

Der Vorsteher legt die Haushaltsrechnung und den Prüfbe-
richt dem Ausschuss vor. Dieser beschließt über die Entlas-
tung des Vorstandes.

§ 20 
Pflichten im Interesse der Gewässerunterhaltung

(1)	� Ufergrundstücke dürfen nur so bewirtschaftet werden, 
dass die Unterhaltung der Verbandsgewässer nicht be-
einträchtigt oder unzumutbar erschwert wird.

(2)	� Die vom Verband Beauftragten sind jederzeit berech-
tigt, die im Verbandsgebiet gelegenen Grundstücke zu 
betreten und zu benutzen, soweit dies für die Durch-
führung der Verbandsaufgaben erforderlich ist. Das 
Betreten und Benutzen von gewerblichen Betriebs-
grundstücken, Gartengrundstücken und sonstigen mit 
Einfriedungen versehenen und verschlossenen Grund-
stücken ist vorher anzukündigen. Dies gilt nicht für 
landwirtschaftlich genutzte Grundstücke. Entstehen 
durch das Benutzen der Grundstücke dem Betroffenen 
unmittelbare Vermögensnachteile, kann er einen Aus-
gleich verlangen.

(3)	� Als Weide genutzte Grundstücke sind einzuzäunen. 
Der Zaun muss mindestens einen Abstand von 100 cm 
zur oberen Böschungskante haben. Für andere Einfrie-
dungen und Anlagen im Sinne der Bauordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (BauO NW) können andere 
Abstände zugelassen werden. Viehtränken, Übergänge 
und ähnliche Anlagen sind so zu unterhalten, dass sie 
das Verbandsunternehmen nicht behindern.

(4)	� Der Abstand von Ackerflächen oder sonstigen intensiv 
landwirtschaftlich genutzten Flächen zum Gewässer 
muss mindestens 100 cm zur oberen Böschungskante 
betragen.

(5)	� Die Anlieger haben zu dulden, dass die Ufer bepflanzt 
werden. Sie sind hierzu vorher anzuhören. Bepflanzun-
gen durch die Anlieger sind nur in Abstimmung mit 
dem Verband zulässig. Die Aufsichtsbehörde ist über 
die geplanten Maßnahmen zu informieren.

(6)	� Die Eigentümer der Anliegergrundstücke sind ver-
pflichtet, das oberhalb der Böschung abgelagerte 
Räumgut zu verwerten, zu beseitigen bzw. beseitigen 
zu lassen.

(7)	� Das Räumgut ist bis zum 1. November eines jeden Jah-
res zu beseitigen. Der Verbandsvorsteher kann im Ein-
zelfall die Frist verlängern.

(8)	� Der Ausschuss kann Sonderregelungen bezüglich der 
Räumgutbeseitigung beschließen.

(9)	� Die Inhaber von Rechten und Befugnissen haben zu 
dulden, dass die Ausübung vorübergehend behindert 
oder unterbrochen wird, soweit es zur Durchführung 
des Verbandsunternehmens erforderlich ist.

§ 21 
Benutzen der Grundstücke durch das Unternehmen

(1)	� Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten des Gewäs-
sers und seine Anlieger haben die zur Durchführung 
des Verbandsunternehmens erforderlichen Arbeiten 
und Maßnahmen am Gewässer und auf den Ufergrund-
stücken zu dulden. Insbesondere haben sie zu dulden, 
dass der Verband oder deren Beauftragte die Grundstü-
cke betreten oder vorübergehend benutzen.

(2)	� Die Anlieger und Hinterlieger haben das Einebnen des 
Aushubs auf ihren Grundstücken zu dulden, soweit da-
durch die bisherige Nutzung nicht dauernd beeinträch-
tigt wird.

(3)	� Der Verband strebt eine gleichmäßige Belastung der 
Gewässeranlieger im Rahmen der Räumgutbeseitigung 
an.

§ 22 
Verbandsbeiträge, Einnahmen

(1)	� Die Mitglieder haben dem Verband die Beiträge zu 
leisten, die zur Erfüllung seiner Aufgaben und Verbind-
lichkeiten und zu einer ordentlichen Haushaltsführung 
erforderlich sind.
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(2)	� Die Beiträge bestehen aus Geldleistungen (Geldbeiträ-
ge) und Sachleistungen (Sachbeiträge der Gruppe B).

(3)	� Einnahmen des Verbandes sind auch Leistungen Drit-
ter, wie z.B. Fördermittel.

(4)	� Die Beiträge werden getrennt für Unterhaltungs- und 
Ausbaumaßnahmen erhoben.

§ 23 
Beitragsverhältnis, Beitragsmaßstab

1.	 Gewässerunterhaltung

	� Die Aufwendungen des Verbandes gemäß § 3 Nr. 1 
werden auf die beitragspflichtigen Mitglieder umge-
legt.

	� Der Geldbeitrag der Erschwerer (Gruppe A) wird auf 
die einzelnen Erschwerer nach dem Maße der Er-
schwernis für die Gewässerunterhaltung umgelegt.

	 Für die Ermittlung des Geldbeitrags der Gruppe C gilt:

	� Der Beitrag der Gruppe A wird vom Gesamtaufwand 
abgezogen. Wenn der Sachbeitrag der Mitglieder der 
Gruppe B monetär bewertet und im Haushaltsplan be-
rücksichtigt wird, ist er ebenso abzuziehen. Der ver-
bleibende Betrag ist der Geldbeitrag der Mitglieder der 
Gruppe C.

	� Der Geldbeitrag der Mitglieder der Gruppe C für die 
Unterhaltung der Gewässer wird auf die einzelnen Mit-
gliedsgemeinden nach dem Verhältnis der Flächenin-
halte der Grundstücke im seitlichen Einzugsgebiet der 
vom Verband zu unterhaltenden Gewässer aufgeteilt.

2.	 Gewässerausbau

	� Aufwendungen des Verbandes zu Gewässerausbau-
maßnahmen gemäß § 3 Nr. 2 werden entsprechend der 
Bestimmungen des LWG NRW in der jeweils geltenden 
Fassung umgelegt.

§ 24 
Ermittlung der Erschwernisse, Vorteile und  

Verteilung der Lasten

Für die Verteilung der Verbandslasten und Berechnung der 
Verbandsbeiträge sind vom Vorstand Veranlagungsrichtlini-
en zu erstellen, in denen die Einzelheiten zur Ermittlung der 
Beiträge bestimmt werden. Die erstellten Richtlinien sind 
vom Ausschuss zu beschließen.

§ 25 
Hebeliste

(1)	� Der Vorsteher stellt im Einvernehmen mit dem Vor-
stand die Beiträge, die die Mitglieder nach dem Haus-
haltsplan oder nach den Verpflichtungen des Verbandes 
aufzubringen haben, nach dem Beitragsverhältnis und 
den Veranlagungsrichtlinien in einer Hebeliste fest.

(2)	� Die Hebeliste ist durch den Verbandsausschuss zu be-
schließen.

(3)	� Die Hebeliste kann auf Verlangen an einer vom Ver-
bandsvorstand zu benennenden Stelle eingesehen wer-
den.

§ 26 
Hebung

(1)	� Der Verband erhebt die Verbandsbeiträge durch Bei-
tragsbescheide. Im Beitragsbescheid sind mindestens 
anzugeben:

	 a)	 der Beitragsmaßstab,

	 b)	 der geschuldete Betrag,

	 c)	 die Bankverbindung des Zahlungsempfängers und

	 d)	 die Fälligkeit.

(2)	� Gegen den Beitragsbescheid kann innerhalb eines Mo-
nats nach Zugang Klage vor dem zuständigen Verwal-

tungsgericht erhoben werden. Das zuständige Gericht 
ist in der Rechtsmittelbelehrung zu benennen. Dies 
gilt vorbehaltlich der Verpflichtung, ein Vorverfahren 
durchzuführen.

(3)	� Für nicht rechtzeitig geleistete Beitragszahlungen kön-
nen Säumniszuschläge erhoben werden.

(4)	 Das Rechtsmittel hat keine aufschiebende Wirkung.

§ 27 
Auskunfts-/Verschwiegenheitspflicht

(1)	� Die Verbandsmitglieder sind verpflichtet, dem Verband 
auf Verlangen Auskünfte, die für die Beurteilung der 
mit der Mitgliedschaft verbundenen Rechte und Pflich-
ten erheblich sind, zu erteilen. 

(2)	� Vorstandsmitglieder, Mitglieder des Verbandsausschus-
ses und andere Personen, die über die Verbandsgeschäf-
te informiert sind oder informiert wurden, haben über 
die ihnen bekanntwerdenden oder bekanntgewordenen 
Tatsachen und Rechtsverhältnisse Stillschweigen zu 
bewahren. Im Übrigen bleiben die Vorschriften des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) über die Ver-
schwiegenheit unberührt.

§ 28 
Ordnungsrecht

(1)	� Die Mitglieder des Verbandes haben die auf Gesetz und 
Satzung beruhenden Anordnungen zur Durchführung 
des Verbandsunternehmens zu befolgen.

(2)	� Kommen sie den Anordnungen nicht innerhalb der 
gesetzten Frist nach, so ist der Vorsteher zu Ersatz-
vornahmen oder zur Verhängung eines Zwangsgeldes 
berechtigt. Das Verwaltungsverfahrensgesetz und das 
Verwaltungsvollstreckungsgesetz finden Anwendung.

§ 29 
Änderung der Satzung

(1)	� Zuständig für Beschlüsse über Änderung der Satzung 
ist der Verbandsausschuss.

(2)	� Für Beschlüsse zur Änderung der Satzung ist die Mehr-
heit der anwesenden Ausschussmitglieder erforderlich.

(3)	� Änderungen des § 3 der Satzung bedürfen der Mehrheit 
von 3/4 der gültigen Stimmen der anwesenden Mitglie-
der.

(4)	� Die Änderung der Satzung bedarf einer Genehmigung 
der Aufsichtsbehörde. Sie ist von der Aufsichtsbehörde 
öffentlich bekannt zu machen.

§ 30 
Satzungsänderung durch die Aufsichtsbehörde

Die Aufsichtsbehörde kann die Änderung der Satzung for-
dern. Kommt der Verband dieser Forderung innerhalb einer 
bestimmten Frist nicht nach, kann die Aufsichtsbehörde die 
Satzung ändern.

§ 31 
Verbandsschau, Schaubeauftragte

(1)	� Die Verbandsgewässer und sonstigen nach § 3 und 4 
zum Verbandsunternehmen gehörenden Anlagen sind, 
soweit erforderlich, einmal im Jahr zu schauen.

(2)	� Die Verbandsschau wird durch Beauftragte des Verban-
des (Schaubeauftragte) durchgeführt.

(3)	� Der Verbandsvorsteher bestimmt Zeit und Ort der Ver-
bandsschau. Die Schaubeauftragten, die Aufsichtsbe-
hörde sowie Städte und Gemeinden mit Gebietsantei-
len am Verbandsgebiet sind mit zweiwöchiger Frist zu 
laden. Der Verbandsvorsteher kann weitere Personen 
zulassen.

(4)	� Das Ergebnis der Verbandsschau ist in einer Nieder-
schrift festzuhalten. Diese ist vom Vorsteher und einem 
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Schaubeauftragten zu unterzeichnen und der Aufsichts-
behörde zur Kenntnis zu geben.

(5)	� Die Verbandsschau kann entfallen, wenn die Aufsichts-
behörde eine Schau der Gewässer durchführt. In die-
sem Fall sind die Termine für die Schau zwei Wochen 
vorher durch die Aufsichtsbehörde öffentlich bekannt 
zu machen. Der Vertreter der Aufsichtsbehörde hält das 
Ergebnis der Schau in einer Niederschrift fest. Diese ist 
vom Verbandsvorsteher mit zu unterzeichnen und gilt 
auch als Niederschrift der Verbandsschau.

(6)	� In Absprache mit der Aufsichtsbehörde veranlasst der 
Verbandsvorsteher die Beseitigung der festgestellten 
Mängel.

§ 32 
Öffentliche Bekanntmachungen

(1)	� Die Bekanntmachungen des Verbandes sind unter An-
gabe der Bezeichnung des Verbandes vom Vorsteher 
oder einem anderen Bevollmächtigten zu unterzeich-
nen. Bekannt gemacht wird in ortsüblicher Weise in 
den Gemeinden, in deren Gebiet zum Verband gehö-
rende Grundstücke liegen.

(2)	� Für die Bekanntmachung längerer Urkunden genügt 
die Bekanntmachung des Ortes, an dem die Urkunden 
eingesehen werden können.

§ 33 
Aufsichtsbehörde

Der Verband unterliegt der Rechtsaufsicht durch die Be-
zirksregierung Münster.

§ 34 
Informationsrecht der Aufsichtsbehörde

(1)	� Die Aufsichtsbehörde ist auf Verlangen über die An- 
gelegenheiten des Verbandes zu unterrichten. Ihr ist 
Einblick in die Unterlagen des Verbandes zu gewähren.

(2)	� Die Aufsichtsbehörde ist unter Angabe der Tages- 
ordnung zu den Sitzungen der Verbandsorgane einzu-
laden. Ihrem Vertreter ist auf Verlangen das Wort zu 
erteilen.

§ 35 
Zustimmung zu Geschäften

(1)	� Für die folgenden Geschäfte ist die Zustimmung der 
Aufsichtsbehörde erforderlich:

	 1.	� zur unentgeltlichen Veräußerung von Vermögensge-
genständen

	 2.	� zur Aufnahme von Darlehen, die über 5.000 w hin-
ausgehen

	 3.	� zur Übernahme von Bürgschaften, zu Verpflichtun-
gen aus Gewährverträgen und zur Bestellung von 
Sicherheiten

	 4.	� zu Rechtsgeschäften mit einem Vorstandsmitglied 
einschließlich der Vereinbarung von Vergütungen, 
soweit sie über den Ersatz von Aufwendungen hin-
ausgehen.

(2)	� Die Zustimmung ist auch zu Rechtsgeschäften erfor-
derlich, die einem der in Abs. 1 genannten Geschäfte 
wirtschaftlich gleichkommen.

(3)	� Zur Aufnahme von Kassenkrediten genügt die allge-
meine Zustimmung mit Begrenzung auf einen Höchst-
betrag.

(4)	� Die Zustimmung gilt als erteilt, wenn die Aufsichtsbe-
hörde nicht innerhalb eines Monats auf die schriftliche 
Anzeige des Verbandes ihre Zustimmung versagt. Die 
Frist kann in Einzelfällen um einen Monat verlängert 
werden.

§ 36 
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung 
im Amtsblatt für den Regierungsbezirk Münster in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Satzung vom 23.06.1994 in der Fas-
sung der 2. Änderung vom 18.05.2007 (im Amtsblatt des 
Kreises Coesfeld Ausgabe 07/2007 vom 04.06.2007 veröf-
fentlicht) außer Kraft.

Die vom Ausschuss des Wasser- und Bodenverbandes „Obe-
re Berkel“ in seiner Sitzung am 26.03.2019 beschlossene 
Neufassung der Satzung wurde aufsichtsbehördlich geneh-
migt und im Amtsblatt Nr. 9/2024 vom 01.03.2024 gem. § 58 
und 67 WVG öffentlich bekannt gemacht.

Münster, den 21.02.2024� Bezirksregierung Münster 
� Obere Verbandsaufsicht

� Im Auftrag 
� Gez. Ristow
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57	� Ordnungsbehördliche Verordnung zur einstweili-
gen Sicherstellung des Naturschutzgebietes „Dei-
pe Briäke“ im Bereich der Gemeinde Lotte, im 
Kreis Steinfurt im Regierungsbezirk Münster

Aufgrund 

-	� des §§ 22 Abs. 3, 23 und 32 Abs. 2 Bundesnaturschutz-
gesetz – BNatSchG in der Fassung vom 29.07.2009 
(BGBl. I, S. 2542), zuletzt geändert durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 08.12.2022 (BGBl. I, S. 2240) i. V. m. § 
43 Abs. 1 und § 48 Abs. 1 des Gesetzes zum Schutz der 
Natur in Nordrhein-Westfalen (Landesnaturschutzge-
setz – LNatSchG NRW) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 21.07.2000 (GV. NRW. S. 568), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 01.02.2022 
(GV. NRW. S. 139), 

-	� der §§ 12, 25 und 27 des Gesetzes über Aufbau und Be-
fugnisse der Ordnungsbehörden (Ordnungsbehörden-
gesetz – OBG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
13.05.1980 (GV. NW. S. 528), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 7 des Gesetzes vom 23.06.2021 (GV. NRW. S. 762),

	 und

-	� der Richtlinie 2009/147/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 30.11.2009 über die Erhaltung 
der wildlebenden Vogelarten (Vogelschutzrichtlinie) 
(ABl. EG Nr. L 20 S. 7 – 25), zuletzt geändert durch 
die Verordnung (EU) 2019/1010 des Europäischen Par-
laments und des Rates vom 05.06.2019 

wird verordnet: 

§ 1 
Gegenstand der Verordnung

(1)	�Das in § 2 dieser Verordnung näher bezeichnete Gebiet 
wird zum Zwecke des Naturschutzes auf die Dauer von 
zwei Jahren einstweilig sichergestellt. 

(2)	Die einstweilige Sicherstellung erfolgt  

	 a)	� zur Erhaltung, Förderung und Wiederherstellung der 
Lebensgemeinschaften oder Biotopen bestimmter 
wildlebender Tier- und Pflanzenarten; insbesondere 
zur Erhaltung und Entwicklung des Heideweihers in 
der Dünenlandschaft als Wuchs- und Vermehrungs-
ort für zahlreiche z. T. gefährdete heide- und moor-
typische Pflanzen- und Tierarten; 

	 b)	� zur Erhaltung und Entwicklung des oligo- bis me-
sotrophen Stillgewässers;

	 c)	� wegen der besonderen Bedeutung des Biotopkom-
plexes für gefährdete Wasservögel, Libellen und 
Amphibien;

	 d)	� zum Erhalt und zur Sicherung der natürlichen Gelän-
demorphologie einschließlich der gebietstypischen 
Bodenstrukturen und zur Sicherung des natürlichen 
Grund- und Bodenwasserhaushalts;

	 e)	� aus naturwissenschaftlichen, natur- und landeskund-
lichen sowie natur- und erdgeschichtlichen Gründen 
und wegen der biogeographischen Bedeutung;

	 f)	� zur Sicherung des Naturhaushaltes und zur Abwehr 
schädlicher Einwirkungen und negativer Verände-
rungen;

	 g)	� wegen der Seltenheit, besonderen Eigenart und der 
hervorragenden Schönheit des Gebietes;

	 h)	� Das Gebiet hat darüber hinaus Bedeutung als Le-
bensraum für folgende Art von gemeinschaftlichem 
Interesse gemäß Anhang II und IV der FFH-Richtli-
nie: 

		  -	 Kammmolch (Triturus cristatus); 

		�  Außerdem hat das Schutzgebiet Bedeutung für fol-
gende Vogelarten der Richtlinie 2009/147/EG, die 
nicht im Anhang I aufgeführt sind (regelmäßig vor-
kommende Zugvögel)

 		  -	 Zwergtaucher (Tachybaptus ruficollis)
		  -	 Krickente (Anas crecca)
		  -	 Teichrohrsänger (Acrocephalus scirpaceus)
		  -	 Wasserralle (Rallus aquaticus)

	 i)	� Des Weiteren hat das Gebiet insbesondere Bedeu-
tung für folgende Arten der Flora und Fauna:

	 -	 Sumpfblutauge (Potentilla palustris)
	 -	� Schmalblättriges Wollgras (Eriophorum angustifoli-

um)
	 -	 Weiße Seerose (Nymphaea alba)
	 -	 Laubfrosch (Hyla arborea)
	 -	 Knoblauchkröte (Pelobates fuscus)
	 -	 Kreuzkröte (Bufo calamita)
	 -	 Moorfrosch (Rana arvalis)
	 -	 Nordische Moosjungfer (Leucorrhinia rubicunda)
	 -	 Kleine Moosjungfer (Leucorrhinia dubia)
	 -	 Blaugrüne Mosaikjungfer (Aeshna cyanea)
	 -	 Kleine Binsenjungfer (Lestes virens).

	 § 2 
Örtlicher Geltungsbereich

Die einstweilige Sicherstellung zur Festsetzung des Natur-
schutzgebietes „Deipe Briäke“ auf dem Gebiet der Gemein-
de Lotte umfasst die Flächen Gemarkung Wersen Flur 3 
Flurstücke 245 und 246, die mit der „Ordnungsbehördlichen 
Verordnung zur Ausweisung des Gebietes „Deipe Briäke“, 
im Bereich der Gemeinde Lotte, als Naturschutzgebiet“ 
vom 09.02.2004, veröffentlicht im Amtsblatt Nr. 10 für den 
Regierungsbezirk Münster vom 05.03.2004, unter Schutz 
gestellt worden sind. 

Die genauen Grenzen des einstweilig sichergestellten Ge-
bietes ergeben sich aus der bisherigen Verordnung mit ihren 
Anlagen. 

§ 3 
Verbotsregelungen

In dem geschützten Gebiet sind, soweit § 4 nicht etwas an-
deres bestimmt, die in der bisher geltenden Verordnung ge-
nannten Handlungen verboten. 

§ 4 
Nicht betroffene Tätigkeiten

Unberührt bleiben die in der o. g. Verordnung genannten 
Tätigkeiten. 

§ 5 
Befreiungen

Von den Verboten der o. a. Verordnung kann die untere Na-
turschutzbehörde des Kreises Steinfurt nach den Maßgaben 
des § 67 BNatSchG i. V. m. § 75 Abs. 1 LNatSchG NRW auf 
Antrag Befreiung gewähren.

§ 6 
Bußgeld- und Strafvorschriften

(1)	�Ordnungswidrig im Sinne des § 69 BNatSchG und § 77 
LNatSchG NRW handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
gegen die Verbote dieser Verordnung verstößt. 

(2)	�Nach § 78 Abs. 1 LNatSchG NRW können Ordnungs-
widrigkeiten mit einer Geldbuße bis zu 50.000,00 EUR 
geahndet werden. 

(3)	�Unabhängig von den Regelungen des Landesnatur-
schutzgesetzes NRW finden die Regelungen der §§ 69, 
71 und 71 a BNatSchG sowie des § 329 Abs. 3 - 6 Straf-
gesetzbuch (StGB) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 13.11.1998 (BGBl. I S. 3322) in der jeweils gülti-
gen Fassung Anwendung. 
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59	� Öffentliche Zustellung gemäß § 10 des Ver-
waltungszustellungsgesetzes des Landes Nord-
rhein-Westfalen (Landeszustellungsgesetz - LZG 
NRW) vom 07.03.2006 (GV. NRW. S. 94) 

Für 
Frau/Herrn 
Wolfgang Schurse 

Letzte hier bekannte Anschrift: 
Krämergasse 10 	  
47179 Duisburg 

kann ein Schriftstück des Dezernates 27 der Bezirksregie-
rung Münster vom 16.01.2024 - Aktenzeichen: 27-27.2.1 
- 417573-050496-1 - nicht bekanntgegeben werden, da der 
derzeitige Aufenthaltsort unbekannt ist. 

Sie/er wird hiermit aufgefordert, das Schriftstück an folgen-
der Adresse unverzüglich abzuholen: 

	 Bezirksregierung Münster - Dezernat 27 - 
	 Albrecht-Thaer-Straße 9 
	 Raum N 3086  
	 48147 Münster 

Hinweis: 
Gemäß § 10 Abs. 2 Satz 7 LZG NRW gilt das Schriftstück 
als zugestellt, wenn seit dem Tag des Aushangs dieser Be-
nachrichtigung zwei Wochen vergangen sind. Es wird darauf 
hingewiesen, dass mit dieser Zustellung des Schriftstücks 
durch öffentliche Bekanntmachung Fristen in Gang gesetzt 
werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen. 

 Münster, 22.02.2024� Bezirksregierung Münster  
� Dezernat 27   
� Im Auftrag 
� gez. Chong

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2024 S. 106

60	� Bestellung von bevollmächtigten Bezirksschorn-
steinfegern (m/w/d)

Bezirksregierung Münster� Münster, den 20. Februar 2024 
Dezernat 34

34.02.02.02-A 1/2024
Die Bezirksregierung Münster hat gemäß § 8 Abs. 1 des 
Schornsteinfeger-Handwerksgesetzes (SchfHwG) vom 
26.11.2008 (BGBl. I Nr. 54) in der zurzeit gültigen Fassung 
mit Verfügung vom 14. Februar 2024 Herrn Sören Schweers 
mit Wirkung vom 01. März 2024 zum bevollmächtigten 
Bezirksschornsteinfeger für den Kehrbezirk Kreis Reck-
linghausen XXXI bestellt. Die Bestellung ist auf 7 Jahre 
befristet.

34.02.02.02-A 2/2024
Die Bezirksregierung Münster hat gemäß § 8 Abs. 1 des 
Schornsteinfeger-Handwerksgesetzes (SchfHwG) vom 
26.11.2008 (BGBl. I Nr. 54) in der zurzeit gültigen Fassung 
mit Verfügung vom 14. Februar 2024 Herrn Björn Somberg 
mit Wirkung vom 01. März 2024 zum bevollmächtigten  
Bezirksschornsteinfeger für den Kehrbezirk Stadt Gelsen-
kirchen I bestellt. Die Bestellung ist auf 7 Jahre befristet.

� Im Auftrag 
� Gez. Frank

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2024 S. 106

§ 7  
Verfahrens- und Formvorschriften

Gemäß § 43 Abs. 4 LNatSchG NRW gilt:

Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften des 
Landesnaturschutzgesetzes und des Ordnungsbehörden-
gesetzes kann gegen diese Verordnung nach Ablauf eines 
Jahres nach ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht 
werden, es sei denn, 

a)	� die Verordnung ist nicht ordnungsgemäß verkündet wor-
den oder 

b)	� der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Be-
zirksregierung Münster - höhere Naturschutzbehörde - 
vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift 
und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel 
ergibt.

§ 8 
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt eine Woche nach dem Tag ihrer Ver-
kündung im Amtsblatt für den Regierungsbezirk Münster in 
Kraft. 

Münster,          02.2024	�  Bezirksregierung Münster 
� - höhere Naturschutzbehörde -  
� 51.1-010-ST/2009.0033

						      Andreas Bothe
Abl. Bez.Reg. Mstr. 2024 S. 105-106

58	� Öffentliche Zustellung gemäß § 10 des Verwal-
tungszustellungsgesetzes für das Land Nord-
rhein-Westfalen (Landeszustellungsgesetz - LZG 
NRW) vom 07.03.2006 (GV. NRW. S. 94)

Für
Frau
Agnes Hartmann
Letzte hier bekannte Anschrift:
Dürener Str. 239
52249 Eschweiler

kann ein Schriftstück des Dezernates 27 der Bezirksregie-
rung Münster vom 29.01.2024 Az.:27.2.8-40S0347903-1 
nicht zugestellt werden, da der derzeitige Aufenthaltsort 
unbekannt ist.

Sie wird hiermit aufgefordert, das Schriftstück an folgender 
Adresse unverzüglich abzuholen.

Anschrift:
Bezirksregierung Münster Dezernat 27 Albrecht-Thaer-Str. 
9 - Raum N 3071 - 48147 Münster

Hinweis:
Gemäß § 10 Absatz 2 Satz 7 LZG NRW gilt das Schrift-
stück als zugestellt, wenn seit dem Tag des Aushangs dieser 
Benachrichtigung zwei Wochen vergangen sind. Es wird 
darauf hingewiesen, dass mit dieser Zustellung des Schrift-
stücks durch öffentliche Bekanntmachung Fristen in Gang 
gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen.

Münster, den 21.02.2024� Bezirksregierung Münster 
� Dezernat 27  
� Im Auftrag  
� gez. Aufderhaar

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2024 S. 106
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Das angezeigte störfallrelevante Vorhaben wurde daraufhin 
geprüft, ob der angemessene Sicherheitsabstand zu benach-
barten Schutzobjekten erstmalig unterschritten wird, räum-
lich noch weiter unterschritten wird oder ob eine erhebliche 
Gefahrenerhöhung ausgelöst wird.

Im Rahmen dieser Prüfung wurde festgestellt, dass dies 
nicht der Fall ist. Das angezeigte Vorhaben bedarf daher kei-
ner Genehmigung nach dem BImSchG.

Die Entscheidung nach § 15 Abs. 2a BImSchG wird hiermit 
in Verbindung mit dem Erlass des Ministeriums für Um-
welt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz NRW 
vom 01.09.2021 zu „Auslegungsfragen zu unbestimmten 
Rechtsbegriffen zur Umsetzung der Seveso-III-Richtlinie in 
nationales Recht“ öffentlich bekannt gemacht.

� Im Auftrag
� gez. Putzka

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2024 S. 107

 

	

61	� Bekanntmachung gemäß § 15 Abs. 2a des Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG)

Bezirksregierung Münster	  
500-53.0036/24/0214598-0002/0007.U
� Münster, den 19.02.2024  
� Domplatz 1-3, 48143 Münster 
� dez53@brms.nrw.de

Die Firma Westfalen AG, Industrieweg 43 in 48155 Münster 
hat mit Datum vom 06.02.2024 die störfallrelevante Ände-
rung gemäß § 15 Abs. 2a BImSchG der immissionsschutz-
rechtlich genehmigungsbedürftigen Anlage (Lagerung, 
Umschlag und Abfüllung von Gasen) auf dem Grundstück 
Köstendeel 31 in 48157 Münster (Gemarkung Sankt Mau-
ritz, Flur 021, Flurstücke 238, 492, 653) angezeigt.

Gegenstand der Anzeige ist der Austausch von Wärmema-
ximalmeldern durch Flammenmelder an erforderlichen An-
lagenteilen und die Erweiterung der Lagerfläche für inerte 
und entzündbare Gase um 4.000 m² in Form einer Asphalt-
fläche mit Änderung des Lagerkonzepts (Sortierung der 
Produkte nach Produkteigenschaften auf der Lagerfläche).

C:	 Rechtsvorschriften und Bekanntmachungen anderer Behörden und Dienststellen

62	� Bekanntmachung der Feststellung des Gesamt-
abschlusses 2021 und des Beschlusses zur Entlas-
tung der Regionaldirektorin nach § 116 GO NW 
in Verbindung mit § 96 GO NW

Regionalverband Ruhr� Essen, 05.02.2024 
Referat 6 / 6-1� vA/Ro

1.	� Ich bestätige, dass der in der anliegenden Bekanntma-
chungsanordnung - Pkt. 2 - wiedergegebene Wortlaut 
mit den von der Verbandsversammlung am 8. Dezember 
2023 gefassten Beschlüssen textlich übereinstimmt.

	� Ich bestätige ferner, dass nach den Vorschriften der §§ 1 
und 2 der Bekanntmachungsverordnung verfahren wor-
den ist.

	� Anliegende Bekanntmachungsanordnung wird dem Vor-
sitzenden der Verbandsversammlung zur Unterzeich-
nung vorgelegt.

Karola Geiß-Netthöfel 
Die Regionaldirektorin

 

2.	� Bekanntmachungsanordnung des Vorsitzenden der Ver-
bandsversammlung

	� Bekanntmachung der Feststellung der Verbandsver-
sammlung des Regionalverbandes Ruhr über den Ge-
samtabschluss 2021 und des Beschlusses zur Entlastung 
der Regionaldirektorin, Karola Geiß-Netthöfel, für den 
Zeitraum 01.01. – 31.12.2021 nach § 116 GO NW in 
Verbindung mit § 96 GO NW

	� Die Verbandsversammlung des Regionalverband Ruhr 
hat in ihrer Sitzung am 8. Dezember 2023 folgende Be-
schlüsse gefasst:

	� „Die Verbandsversammlung bestätigt den Gesamtab-
schluss 2021 und entlastet die Regionaldirektorin ge-
mäß § 116 Absatz 1 der Gemeindeordnung des Landes 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in Verbindung mit § 96 
Absatz 1 GO NRW für den Zeitraum vom 01.01.2021 – 
31.12.2021.“

Der Gesamtabschluss für das Haushaltsjahr 2021 liegt zur 
Einsichtnahme werktags

montags bis donnerstags von 07:30 Uhr bis 16:00 Uhr,
	                           freitags von 07:30 Uhr bis 14:00 Uhr

in den Räumen 314-316 des Dienstgebäudes in Essen, 
Kronprinzenstraße 35 öffentlich aus.

Essen,        

� ________________________________ 
� Vorsitzender der Verbandsversammlung 
� Dr. Frank Dudda

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2024 S. 107

63	 Hinweis

Die Prüfungsordnung für die Erste Verwaltungsprüfung der 
Beschäftigten im kommunalen Verwaltungsdienst sowie die 
Prüfungsordnung für die Durchführung von Prüfungen zum 
Nachweis der berufs- und arbeitspädagogischen Eignung 
nach der Ausbilder-Eignungsverordnung für den Zweck-
verband für das Studieninstitut für kommunale Verwaltung 
Emscher-Lippe sind zur öffentlichen Bekanntmachung 
gemäß § 15 Abs. 1 Satz 3 der Zweckverbandssatzung am 
19.02.2024 unter der Internetadresse http://sel-dorsten.de/
oeffentliche-bekanntmachungen/ <http://sel-dorsten.de/oef-
fentliche-bekanntmachungen/>  bereitgestellt worden.

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2024 S. 107

64	� Öffentliche Zustellung gemäß § 10 des Verwal-
tungszustellungsgesetzes für das Land Nord-
rhein-Westfalen (Landeszustellungsgesetz LZG 
NRW)

Herrn Fekete, Onisor-MadaIin 
geboren 26.02.2003 in Jud. BH Orso Alesd, Rumänien 
letzte hier bekannte Meldeanschrift:  
Hauptstraße 36, 59269 Beckum

kann ein Schriftstück des Landrats Warendorf als Kreispo-
lizeibehörde Warendorf vom 20.02.2024 mit dem Aktenzei-
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als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung be-
ziehungsweise seit der Veröffentlichung der Benachrichti-
gung zwei Wochen vergangen sind. Es wird darauf hinge-
wiesen, dass mit dieser Zustellung des Schriftstücks durch 
öffentliche Bekanntmachung Fristen in Gang gesetzt wer-
den, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen. 

Warendorf, den 20.02.2024 
Im Auftrag

Boge, RBe
Abl. Bez.Reg. Mstr. 2024 S. 108

66	� Öffentliche Zustellung gemäß § 10 des Verwal-
tungszustellungsgesetzes für das Land Nord-
rhein-Westfalen (Landeszustellungsgesetz - LZG 
NRW) vom 07.03.2006 (GV. NRW. S. 94)

Für Herrn Jerzy Jan Rukasz, letzte hier bekannte Anschrift, 
Heidelberger Straße 87, 74080 Heilbronn, kann ein Schrift-
stück der Studierendenwerk Münster AöR vom 15.02.2024 
- 0580162129279 nicht zugestellt werden, da der derzeitige 
Aufenthaltsort unbekannt ist. 

Er wird hiermit aufgefordert, das Schriftstück an folgender 
Adresse unverzüglich abzuholen,

Studierendenwerk Münster AöR,  
Bismarckallee 11,  
48151 Münster

Hinweis: 
Gemäß § 10 Abs. 2 S. 7 LZG NRW gilt das Schriftstück als 
zugestellt, wenn seit dem Tag des Aushangs dieser Benach-
richtigung zwei Wochen vergangen sind. Es wird darauf 
hingewiesen, dass mit dieser Zustellung des Schriftstücks 
Fristen in Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechts-
verluste drohen.

� Im Auftrag 
� gez. Kröger

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2024 S. 108

chen 240125-1433-0B1375 nicht zugestellt werden, weil 
der derzeitige Aufenthalt unbekannt ist. Das Schriftstück 
enthält eine Vorladung zur erkennungsdienstlichen Behand-
lung aus präventivpolizeilichen Gründen unter Androhung 
von Zwangsgeld gem. § 28 (1) Verwaltungsverfahrensgesetz 
für das Land Nordrhein Westfalen.

Das Versäumen der Abholung kann Rechtsnachteile haben. 
Herr Fekete wird hiermit aufgefordert, das Schriftstück un-
verzüglich abzuholen bei

Kreispolizeibehörde Warendorf
- Infocenter -
Waldenburger Str. 2-4
48231 Warendorf

Das Infocenter befindet sich im Raum 2. Die Abholung 
muss zu den Bürozeiten erfolgen: Montag - Donnerstag von 
08:00 h-12:00 h und 12:30 h-16:00 h, Freitag von 08:00 h - 
12:00 h Tel.-Nr.: 02581-6000

Hinweis:
Gemäß § 10 Absatz 2 Satz 7 LZG NRW gilt das Dokument 
als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung be-
ziehungsweise seit der Veröffentlichung der Benachrichti-
gung zwei Wochen vergangen sind. Es wird darauf hinge-
wiesen, dass mit dieser Zustellung des Schriftstücks durch 
öffentliche Bekanntmachung Fristen in Gang gesetzt wer-
den, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen.

Warendorf, den 20.02.2024 
Im Auftrag

Boge, RBe
Abl. Bez.Reg. Mstr. 2024 S. 107-108

65	� Öffentliche Zustellung gemäß § 10 des Verwal-
tungszustellungsgesetzes für das Land Nord-
rhein-Westfalen (Landeszustellungsgesetz - LZG 
NRW)

Herrn Chirila, Ovidiu  
geboren 29.11.1988 in Jud. BH Orso Alesd, Rumänien 
letzte hier bekannte Meldeanschrift:  
Ostenmauer 10, 59227 Ahlen

kann ein Schriftstück des Landrats Warendorf als Kreispo-
lizeibehörde Warendorf vom 20.02.2024 mit dem Aktenzei-
chen 240125-1339-0B1375 nicht zugestellt werden, weil 
der derzeitige Aufenthalt unbekannt ist. Das Schriftstück 
enthält eine Vorladung zur erkennungsdienstlichen Behand-
lung aus präventivpolizeilichen Gründen unter Androhung  
von Zwangsgeld gem. § 28 (1) Verwaltungsverfahrensgesetz 
für das Land NordrheinWestfalen.

Das Versäumen der Abholung kann Rechtsnachteile haben. 
Herr Fekete wird hiermit aufgefordert, das Schriftstück un-
verzüglich abzuholen bei

Kreispolizeibehörde Warendorf
- Infocenter 
Waldenburger Str. 2-4
48231 Warendorf

Das Infocenter befindet sich im Raum 2. Die Abholung 
muss zu den Bürozeiten erfolgen: Montag - Donnerstag von 
08:00 h-12:00 h und 12:30 h-16:00 h, Freitag von 08:00 h - 
12:00 h Tel.-Nr.: 02581-6000

Hinweis:
Gemäß § 10 Absatz 2 Satz 7 LZG NRW gilt das Dokument 
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